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III. TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

1. Planungsrechtliche Festsetzungen

1.1 Art der baulichen Nutzung

1.1.1 Festgesetzt wird ein "Allgemeines Wohngebiet" ("WA 1" bis "WA 6") gemäß § 4 Abs. 1 und Abs. 2 Bau-

NVO. Die gemäß § 4 Abs. 3 BauNVO ausnahmsweise zulässigen Anlagen/Nutzungen sind unzulässig.

Festgesetzt wird weiterhin ein Mischgebiet ("MI 1" und "MI 2") gemäß § 6 Abs. 1 und Abs. 2 Nr. 1 bis Nr. 5

BauNVO. Die gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 6 bis Nr. 8 BauNVO zulässigen sowie die gemäß § 6 Abs. 3 BauNVO

aus- nahmsweise zulässigen Anlagen/Nutzungen sind unzulässig.

1.1.2 In den mit "WA 1" und "WA 6" gekennzeichneten Bereichen sind je Wohngebäude max. 2 Wohneinheit

(Wo) zulässig, im "WA 2" sowie im "WA 4" je Wohngebäude max. 6 Wo, im "WA 3" max. 11 Wo, im "WA 5"

je Wohngebäude max. 3 Wo. In den mit "MI 1" und "MI 2" gekennzeichneten Bereichen sind je

Wohngebäude/Hauptgebäude max. 6 Wo zulässig.

1.2 Maß der baulichen Nutzung

1.2.1 Die max. zulässige Grundflächenzahl (GRZ) gemäß § 19 Abs. 1 BauNVO wird für das "WA" mit 0,4 und.

für das "MI" mit 0,6 festgesetzt. Die max. zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) gemäß § 20 Abs. 2

BauNVO wird für das "WA" mit 0,8 und für das "MI" mit 1,2 festgesetzt.

1.2.2 In den mit "WA 2", "WA 3", "WA 5", "MI 1" und "MI 2" gekennzeichneten Bereichen sind jeweils max. 3

Vollgeschosse zulässig. In Abhängigkeit der Einpassung neuer Gebäude in die örtliche Topographie

(Hanglage) kann auch das Untergeschoss (UG) als drittes Vollgeschoss für Wohnzwecke genutzt werden.

Im "WA 1", "WA 4" und "WA 6" sind jeweils max. 2 Vollgeschosse zulässig.

1.2.3 Die Oberkante Rohfußboden Erdgeschoss (OK RFB EG) wird mit max. 0,50 m und nur in dem mit "WA 6"

gekennzeichneten Bereich mit max. 1,00 m festgesetzt. Für die Höhenlage der OK RFB EG gelten folgen-

de Bezugspunkte:

a. Für Baugrundstücke, die nur an eine öffentliche Straßenverkehrsfläche grenzen: Höhe fertige Ober-

kante (FOK) der öffentl. Straßenverkehrsfläche an der Straßenbegrenzungslinie an der vorderen

Grundstücksgrenze, senkrecht gemessen auf die Mitte der nächstliegenden Hauptgebäudeaußen-

wand (s. Abb. 8, Begründung, Teil A., Kap. 12.2 "Maß der baulichen Nutzung").

b. Für Baugrundstücke, die an zwei öffentl. Straßenverkehrsflächen grenzen (Eckgrundstücke): FOK

der jeweiligen öffentl. Straßenverkehrsflächen an den Straßenbegrenzungslinien  an den vorderen

Grundstücksgrenzen, senkrecht gemessen auf die Mitte der jeweils nächstliegenden Hauptgebäu-

deaußenwand; der höchste sich ergebende Wert ist der Bezugspunkt (s. Abb. 9 Begründung, Teil

A., Kap. 12.2 "Maß der baulichen Nutzung").

Die Einhaltung der vorgenannten Höhenvorgaben ist im Rahmen der Bauvorlage durch ein Geländeauf-

maß sowie darauf basierende Schnittdarstellungen mit Darstellung des Urgeländes, des künftig geplanten

Geländes sowie der Höhenlage der OK RFB EG nachzuweisen.

1.3 Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

In den mit "WA" gekennzeichneten Flächen sind Einzel- und Doppelhäuser (ED) in offener Bauweise (o)

gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO zulässig. In den mit "MI" gekennzeichneten Flächen sind Einzelhäuser (E) in

offener Bauweise (o) gemäß § 22 Abs. 2 BauNVO zulässig. Die überbaubaren Grundstücksflächen sind

durch Baugrenzen festgesetzt.

1.4 Verkehrsflächen

Die Ausbaubreite der "Planstraße A", der "Planstraße E" sowie die der nördlichen Verlängerung der Straße

"An der Leite" werden jeweils mit 6,50 m festgesetzt (s. Planzeichnung).  Die Ausbaubreite der "Planstraße

B" wird mit 5,0 m bzw. mit 6,0 m (s. Planzeichnung) festgesetzt. Die Ausbaubreite der "Planstraße C" wird

mit 8,00 m, die der "Planstraße D" mit 7,0 m festgesetzt. Eine Verbreiterung in den Kurvenradienbereichen

(s. Planzeichnung) auf bis zu 9,50 m je nach fahrdynamischer, richtliniengemäßer Notwendigkeit ist hier

zulässig. In den in der nebenstehenden Planzeichnung gekennzeichneten Bereichen sind Grundstücks-,

Garagen-, Stellplatzein-/ -ausfahrten und/ oder zur fußläufigen Erschließung des jeweils angrenzenden

Grundstücks dienende Zaun-/ Gartentüren/ Tore unzulässig.

1.5 Hauptversorgungs- und Hauptabwasserleitungen

Für alle Ver- und Entsorgungsleitungen wird die unterirdische Verlegeweise festgesetzt.

1.6 Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege

und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

1.6.1 Der in der Planzeichnung auf Fl.-Nr. 699 (Gmkg. Wachenroth) dargestellte, vorhandene flächige Gehölz-

bestand (Feldgehölzhecken, Bäume) sowie der im östlichen, öffentlichen Grünstreifen vorhandene Einzel-

baum sind zum Erhalt festgesetzt. Zu ihrem Schutz gelten die in Abschnitt III., Ziffer 4.1 a definierten Vor-

gaben.

1.6.2 Pro 350 m² Grundstücksfläche ist ein Laub-, oder ein Obstbaum gemäß der Artenlisten 1 und 3 (s. Be-

gründung Teil A., Kap. 15) in der dort angegebenen Pflanzqualität zu pflanzen, dauerhaft zu unterhalten

und bei Abgang/Ausfall innerhalb eines Jahres nach Abgang/Ausfall gemäß den Festsetzungen zu ersetz-

en. Die in der Planzeichnung dargestellten Baumstandorte sind lagemäßig/standörtlich nicht fixiert, son-

dern können innerhalb des Baugrundstückes frei gewählt werden. Diese Baumpflanzungen sind mittels

Dreiböcken zu sichern, mit einem Verdunstungsschutz (z. B. aus Schilfrohrmatten, Schutzanstrich o. ä.) zu

schützen und mit einer Baumscheibe mit Gießrand auszustatten.

1.6.3 Entlang des östlichen Plangebietsrandes ist ein 10,0 m breiter öffentlicher Grünstreifen festgesetzt. Dieser

Streifen ist als artenreiche, nährstoffarme, kräuterreiche Extensivwiese in Kombination mit Obstbaum-

pflanzungen anzulegen und zu entwickeln. Für die Ansaat gelten folgende Vorgaben:

a. Die Ansaat hat mit einer Saatgutmischung aus 50 % Blumen und 50 % Gräsern (Ansaatstärke ca.

4,0 g/m², zzgl. 2,0 g/m² Schnellbegrünung, zzgl. 4,0 g/m² Füllstoff zum Hochmischen auf insgesamt

10 g/m²) zu erfolgen (geeigneten, autochthonen Saatgutmischung, regional erzeugtes Wildpflanzen-

saatgut, zertifiziert nach den Zulassungsvoraussetzungen des Saatgutverkehrsgesetzes, Saatgut

mit gesicherter dt. Herkunft, Produktionsraum 7 „Süddeutsches Berg- und Hügelland“, Herkunftsre-

gion 12 „Fränkisches Hügelland“; Saatgut muss einem hohen Vermehrungs- und Qualitätsstandard

entsprechen, dies ist z. B. der WWW-Standard „WWW-Regiosaaten“ oder gleichwertiger Art).

b. Die Flächen sind ein- bis max. zweimal jährlich zu mähen (1. Schnitt vor dem 15. Juni, 2. Schnitt

Mitte September). Das Mahdgut ist rückstandsfrei aus der Fläche zu entfernen.

c. Jede Form des Nährstoffeintrages (Dünger, Gülle, Mist o. ä.) ist unzulässig, ebenso der Einsatz von

Pflanzenschutzmitteln, Insektiziden und dgl.

d. Anzupflanzen sind Feldgehölzhecken der „Prunetalia-Gesellschaft“ in folgender Zusammensetzung:

Schlehe (70 %), Hundsrose (10 %), Weißdorn (7,5 %), Holunder (7,5 %); 25 % der Gesamtpflan-

zenanzahl sind als Heister und Solitärgehölze (Sol., mDb. od. i. Cont., 3xv, 125 - 150/ Hei., mB. od.

i. Cont., 3xv, 125 - 150), 75% als verpflanzte Sträucher (vStr., i. Cont., 3 Liter, 60 - 100) auszufüh-

ren. Zu verwenden sind autochthone Gehölze (Wuchsgebiet 5.1 „Süddeutsches Hügel-/Bergland,

Fränkische Platten und Mittelfränkischen Becken, aut-07.00 EAB). Heister sind mit einem Schräg-

pflock zu sichern. Die in der Planzeichnung dargestellten Feldgehölzheckenstandorte sind lage-

mäßig nicht fixiert und können frei gewählt werden (unverbindlicher Standortvorschlag. Der Pflanz-

abstand innerhalb der Gehölzgruppen hat 1,20 m x 1,20 m zu betragen.

e. Fertigstellungs- und Entwicklungspflege sind solange aufrecht zu erhalten, bis ein autarkes Überle-

ben der Neupflanzungen gewährleistet ist, mindestens jedoch zwei Jahre ab dem Pflanzzeitpunkt.

f. Die Pflanzungen und öffentlichen Grünflächen sind nach Beendigung der Fertigstellungs- und Ent-

wicklungspflege dauerhaft zu unterhalten und bei Abgang/Ausfall gemäß den Festsetzungen inner-

halb eines Jahres nach Abgang/Ausfall zu ersetzen.

g. Innerhalb des Grünstreifens sind Maßnahmen (z. B. Aufweitung o. ä.) zur naturschutzfachlichen

Aufwertung des östlich benachbarten Grabens zulässig.

1.6.4 Auf Teilflächen der Fl.-Nr. 114 (Gmkg.Weingartsreuth) werden für die im Geltungsbereich der vorliegenden

3. BBP-Änderung auf den Teilflächen der Fl.-Nr. 702 (Gmkg. Wachenroth) verursachten Eingriffe externe

Ausgleichsflächen im Umfang von ca. 0,18 ha festgesetzt. Folgende Maßnahmen werden festgesetzt:

a. Die Ackernutzung ist einzustellen. Die in der nebenstehenden Planzeichnung dargestellten Flächen

sind in extensive Wiesenflächen zu überführen. Hinsichtliche Pflege, Entwicklung und Unterhalt gel-

ten die Festsetzungen unter Abschnitt III, Ziffer 1.6.3 a. bis 1.6.3 c. hier analog. Flächenbeweidung

ist zulässig, dann jedoch nur als standort- und vegetationsschonende Wechselweidenwirtschaft.

b. In den in der nebenstehenden Planzeichnung dargestellten Flächen ist dem bestehenden Waldrand

ein ca. 10,0 m breiter Waldmantel anzulegen. Hinsichtlich Pflege, Entwicklung und Unterhalt gelten

die Festsetzungen in Abschnitt III, Ziffer 1.6.3 d. bis 1.6.3 f  hier analog. Ergänzend zu den dort ge-

nannten Arten sind Hainbuche, Eberesche und Haselnuss zu verwenden. Die Fläche ist zumindest

während de Fertigstellungs-/Entwicklungspflege mit geeigneten Mitteln (Verbissmittel, Einzäunung,

Draht-/Plastikhosen o. ä.) gegen Wildverbiss zu sichern.

c. Der in der nebenstehenden Planzeichnung dargestellte Altgrasstreifen ist mit einer Breite von 5,0 m

auszuführen und darf nur im 2-Jahresturnus gemäht werden. Anfallendes Mahdgut ist zu entfernen.

Markt Wachenroth

3. Änderung Bebauungsplan Nr. 9 a

"Änderung und Erweiterung Gewerbegebiet Wachenroth"

Maßstab M 1 : 1.000

(Auszug aus der Digitalen Flurkarte, Stand  05/2016)

7. Sonstige Planzeichen

Größe: 1.505 x 494

G:\WAC1602\Bauleitplanung\Bebauungsplan\2017-09-14-Unterlagen_SB\BBP_SB\BBP_SB.dwg

Markt Wachenroth

3. Änderung Bebauungsplan Nr. 9 a

"Änderung und Erweiterung Gewerbegebiet

Wachenroth"

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzung, § 1 Abs. 4 Nr. 1 BauNVO

6. Planungen, Nutzungsregelungen, Maßnahmen und Flächen für

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von

Natur und Landschaft

Vorentwurf: 13.10.2016

Entwurf: 19.01.2017

Entwurf: 06.04.2017

Satzung: 14.09.2017

Entwurfsverfasser:

1. Der Rat des Marktes Wachenroth hat in der Sitzung vom 16.06.2016 die 3. Änderung des Bebauungs-

planes Nr. 9 a  "Änderung und Erweiterung Gewerbegebiet Wachenroth" beschlossen. Der Beschluss

wurde am 08.07.2016 ortsüblich bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs.1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und Anhör-

ung für den Vorentwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom 13.10.2016 hat in der Zeit vom

07.11.2016 bis 09.12.2016 stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß  § 4 Abs.1

BauGB für den Vorentwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom 13.10.2016 hat in der Zeit

vom 07.11.2016 bis 09.12.2016 stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom 19.01.2017 wurden die Behörden und

sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 13.02.2017 bis

14.03.2017 beteiligt.

5. Der Entwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom 19.01.2017 wurde mit der Begründung

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 13.02.2017 bis 14.03.2017 öffentlich ausgelegt.

6. Zu dem Entwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom 06.04.2017 wurden die Behörden und

sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 4 a Abs. 3 BauGB in der Zeit

vom 08.05.2017 bis 22.05.2017 erneut beteiligt.

7. Der Entwurf der Bebauungsplanänderung in der Fassung vom 06.04.2017 wurde mit der Begründung

gemäß § 3 Abs. 2 BauGB i. V. m. § 4 a Abs. 3 BauGB in der Zeit vom 08.05.2017 bis 22.05.2017 erneut

öffentlich ausgelegt.

8. Der Markt Wachenroth hat mit Beschluss des Marktgemeinderates vom 14.09.2017 die 3. Änderung des

Bebauungsplanes Nr. 9 a "Änderung und Erweiterung Gewerbegebiet Wachenroth" gemäß § 10 Abs. 1

BauGB in der Fassung vom 14.09.2017 als Satzung beschlossen.

Markt Wachenroth, den ..................................

(Siegel)

..................................................................

1. Bürgermeister

9. Der Satzungsbeschluss der Bebauungsplanänderung wurde am 29.09.2017 gemäß § 10 Abs. 3 BauGB

ortsüblich bekannt gemacht. Die 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9a "Änderung und Erweiterung

Gewerbegebiet Wachenroth" ist damit in Kraft getreten.

Markt Wachenroth, den .....................................

(Siegel)

......................................................................

1. Bürgermeister

Spielplatz

Umgrenzung von Flächen mit Bindung für Bepflanzungen und für die Erhaltung von

Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen sowie von Gewässern, § 9 Abs. 1

Nr. 25 b BauGB

Erhaltung von Bäumen

I.     PRÄAMBEL

Der Markt Wachenroth beschließt die von der Ingenieuraktiengesellschaft Höhnen & Partner ausgearbei-

tete 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 9a "Änderung und Erweiterung Gewerbegebiet Wachenroth"

mit der Begründung in der Fassung vom 14.09.2017 als Satzung. Rechtsgrundlagen der 3. Bebauungs-

planänderung sind

das Baugesetzbuch                  (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I

S. 2414), das durch Art. 1 des Gesetzes vom 29.05.2017 (BGBI. I S.

1298) geändert worden ist,

die Baunutzungsverordnung     (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl.

I S. 132), die zuletzt durch Art. 2 des Gesetzes vom 04.06.2017 (BGBI. I

S. 1057) geändert worden ist,

die Planzeichenverordnung    (PlanzV) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die durch Art. 2 des

Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBl. I S. 1509) geändert worden ist, sowie

die Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl

2007, S. 588, BayRS 2132-1-I), letzte berücksichtigte Änderung: Inhalts-

übersicht und Art. 84 geändert (§ 3 G v. 24.07.2015, 296).

z. B. 0,4 Max. zulässige Grundflächenzahl (GRZ), § 19 Abs. 1 BauNVO

Max. zulässige Zahl der Vollgeschosse, § 20 Abs. 1 BauNVOII

Baugrenze, § 23 Abs. 3 BauNVO

II.   ZEICHNERISCHE FESTSETZUNGEN

1. Art der baulichen Nutzung

2. Maß der baulichen Nutzung

3. Bauweise, Baulinien, Baugrenzen

4. Verkehrsflächen

 Nur Einzelhäuser (E) zulässig, § 22 Abs. 2 BauNVO

Max. zulässige Geschossflächenzahl (GFZ), § 20 Abs. 2 BauNVO

Max. zulässige Zahl der Wohneinheiten (Wo) je Wohngebäude, § 9 Abs. 1 Nr. 5 Bau-

GB

z. B. 2 Wo

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes, § 9 Abs. 7 BauGB

Straßenbegrenzungslinie, § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung (öffentlicher Fußweg), § 9 Abs. 1 Nr.

11 BauGB

0,8

Allgemeines Wohngebiet (WA), § 4 Abs. 1 und Abs. 2 BauNVO

WA

Vorh. Hauptgebäude/Nebengebäude

Öffentliche Straßenverkehrsflächen, § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB

5. Grünflächen

Öffentliche Grünflächen, § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt, § 9 Abs. 1 Nr. 4 und 11 BauGB

VI. NACHRICHTLICHE ÜBERNAHMEN

Vorh. Grundstücksgrenzen mit Flurnummern

215

Bemaßung

5,5m

Standortvorschlag Hauptgebäude und Garage/Carport/Stellplatz (unverbindlich)

Grundstücksein- bzw. Ausfahrt (unverbindlicher Standortvorschlag)

Oberflächenwasserkanal DN 500 B (Bestand), Mischwasserkanal DN 300 B (Be-

stand), Abwasserdruckleitung PE 100 (Bestand) und 20-KV-Kabel (Bayernwerk AG)

Übersichtslageplan

(genordet, ohne Maßstab)

z. B.

Mischgebiet (MI), § 6 Abs. 1 und Abs. 2 Nrn. 1 - 5 BauNVO

MI

Art der baulichen
Nutzung

Zahl der
Vollgeschosse

Grundflächenzahl Geschossflächenzahl

Bauweise

Füllschema der Nutzungsschablone

Wohneinheiten

2. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen

2.1 Dachgestaltung

2.1.1 In den mit "WA 1", "WA 5", "WA 6" und "MI 2" gekennzeichneten Bereichen sind die Dächer der

Hauptgebäude/Wohngebäude  entweder als Satteldach (SD), Walm- (WD), Zelt- (ZD), Flach- (FD) oder

Pultdach auszuführen. In den mit "WA 2", "WA 3", "WA 4" und "MI 1" gekennzeichneten Bereichen ist nur

das SD, das WD oder das ZD zulässig.

2.1.2 Für die Dacheindeckung sind rot- oder grau- bis schwarzgetönte, nicht glänzende Materialien zulässig.

Dacheindeckungen aus unbeschichtetem Kupfer- oder Zinkblech sind unzulässig, ebenso aus bleihaltigen

Materialien. Ansonsten sind Dacheindeckungen aus Metall zulässig.

2.1.3 Das Anbringen von Anlagen zur Gewinnung regenerativer Energie ist zulässig, jedoch nur in nicht aufge-

ständerter Form. Die Anlagen müssen hierbei parallel zur gewählten Dachneigung ausgeführt werden.

Dies gilt nicht für Anlagen auf Flachdächern. Davon ausgehende und die Nachbarschaft ggf. beein-

trächtigende Reflektionen, Spiegelungen und/oder Blendwirkungen sind unzulässig und durch geeignete

technische Hilfsmittel (Beschichtungen, entspiegelnde Folien o. ä.) zu vermeiden.

2.1.4 Zusammengebaute Garagen müssen die gleiche Dachneigung erhalten.

2.1.5 Flachdächer von Garagen/Carports sind mindestens mit einer extensiven, vollflächigen Dachbegrünung in

Form einer Sedumbegrünung (z. B. als Anspritzbegrünung oder als Sedum-Sprossenansaat) zu verseh-

en. Es ist ausschließlich die Verwendung zertifizierter Substrate zulässig, die für eine Flachdachbegrün-

ung ausdrücklich geeignet sind. Im Falle einer Bepflanzung mit für die Dachbegrünung geeigneten Arten

(Gräsern, Stauden) hat der Pflanzendeckungsgrad mind. 8 St/m² zu betragen. Auch diese Dachbegrün-

ungsart ist vollflächig auszuführen. Die Dachflächen sind dauerhaft zu pflegen und zu unterhalten (z. B.

Beseitigung angeflogenen Gehölzaufwuchses, Nachsaat, Nachpflanzung usw.).

2.2 Einfriedungen

2.2.1 Einfriedungen im Sinne von Mauern sind unzulässig.

2.2.2 Zaunsockel dürfen nur an den vorderen Grundstücksgrenzen  bis zu einer Höhe von max. 0,20 m errich-

tet werden (unterer Höhenbezugspunkt: Fertige Höhe der öffentl. Straßenverkehrsfläche an der Straßen-

begrenzungslinie; oberer Höhenbezugspunkt: Sockelmaueroberkante). An den seitlichen/hinteren Grund-

stücksgrenzen müssen Zaunanlagen einen Bodenabstand von mind. 0,15 m (unterer Höhenbezugspunkt:

Fertige Oberkante Baugrundstück; oberer Höhenbezugspunkt: Zaununterkante) aufweisen.

2.2.3 Zäune (einschließlich Zaunsockel) dürfen an allen Grundstücksgrenzen eine Gesamthöhe von 1,20 m (un-

terer Höhenbezugspunkt: Fertige Oberkante Baugrundstück bzw. fertige Oberkante öffentliche Straßen-

verkehrsfläche an der Straßenbegrenzungslinie; oberer Höhenbezugspunkt: Zaunoberkante) nicht über-

schreiten. Zauntüren/ Zauntore o. ä. dürfen nicht in den öffentlichen Straßenraum hinein aufschlagen.

2.2.4 Sichtschutzzäune/-einrichtungen  (Pergolen, senkrechte Sonnensegel o. ä.) sind nur im Bereich von Ter-

rassen und sonstiger Sitzplätze bis zu einer Höhe von max. 2,0 m (unterer Höhenbezugspunkt: Fertige O-

berkante Baugrundstück bzw. fertige Oberkante öffentliche Straßenverkehrsfläche an der Straßenbe-

grenzungslinie; oberer Höhenbezugspunkt: Zaunoberkante)  zulässig.

2.2.5 Anstelle von Zäunen ist die Pflanzung von bis max. 2,0 m hohen Hecken (es gelten die in Abschnitt III.,

Ziffer 2.2.4 genannten Höhenbezüge hier analog) aus heimischen, standortgerechten Gehölzen gemäß

den Vorgaben der Artenliste 1 (s. Begründung Teil A., Kap. 15) zulässig.

2.2.6 In den mit "MI" gekennzeichneten Flächen sind Zaunhöhen bis max. 2,0 m zulässig (unterer Höhenbe-

zugspunkt: Fertige Oberkante Baugrundstück bzw. fertige Oberkante öffentliche Straßenverkehrsfläche an

der Straßenbegrenzungslinie; oberer Höhenbezugspunkt: Zaunoberkante) .

2.3 Nicht überbaute Flächen

Die Befestigung von Terrassenflächen mit Betonpflaster, Betonplatten, Klinker, Fliesen, Naturstein- oder

Holzbelägen ist zulässig. Alle sonstigen zu befestigenden Flächen (Grundstückszufahrten, Fußwege, Ein-

gangsbereiche, Fahrradstellplätze, Gebäudevorflächen, nicht überdachte Pkwstellplätze, Flächen für die

Mülllagerung o. ä.) sind in teilversickerungsfähiger Bauweise auszuführen (Schotterrasen, Rasenpflaster,

sickerfähiges Betonporenpflaster, Pflaster mit Rasen-/Splittfugen, wassergeb. Bauweisen).

2.4 Aufschüttungen, Abgrabungen

Abgrabungen und Aufschüttungen auf dem Baugrundstück gegenüber der OK des natürlich anstehenden

Geländes sind bis zu einer Höhe von max. 0,75 m zulässig. Daraus resultierende Höhenversprünge ge-

genüber der OK des benachbarten natürlich anstehenden Geländes sind entweder als Böschungen mit ei-

nem Böschungsverhältnis von max. 1 : 2 oder mit Stützwänden in Form von Gabionen, Naturstein- oder

Betonmauern auszuführen. Stützwände entlang der Grundstücksgrenzen dürfen eine Höhe von max.

0,75 m aufweisen (Unterer Höhenbezugsbezugspunkt: OK natürlich anstehendes Gelände Nachbargrund-

stück; oberer Höhenbezugspunkt: Fertige Oberkante künftiges Gelände Baugrundstück). Unzulässig ist

die Errichtung von Stützmauern entlang der vorderen Grundstücksgrenzen. Die Einhaltung der vorge-

nannten Höhenvorgaben ist bei der Bauvorlage durch ein Geländeaufmaß sowie darauf basierende

Schnittdarstellungen mit Darstellung des Urgeländes und des künftig geplanten Geländes nachzuweisen.

2.5 Stellplätze, Garagen, Carports

Garagen, Carports und Stellplätzen sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. An

der/den vorderen Grundstücksgrenze(n) müssen Garagen dann jedoch einen Abstand von mind. 5,0 m zu

der/den Straßenbegrenzungslinie(n) der öffentl. Straßenverkehrsfläche(n) einhalten, offene Stellplätze/

Carports einen Abstand von mind. 3,0 m.

2.6 Untergeordnete Nebenanlagen

Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO (z. B. Garten-, Gerätehäuschen, Fahrradschuppen/-stellplätze,

Mülleinhausungen o. ä.) sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche zulässig. An der/den vorde-

ren Grundstücksgrenze(n) müssen sie dann jedoch einen Abstand von mind. 3,0 m zu der/den Straßen-

begrenzungslinie(n) der öffentlichen Straßenverkehrsfläche(n) einhalten.

2.7 Fassadengestaltung

Die Verwendung greller Farben (Signalfarben in Anlehnung an die RAL-Farben Nr. 1003 Signalgelb, Nr.

2010 Signalorange, 3001 Signalrot, Nr. 4008 Signalviolett, Nr. 4010 Telemagenta, Nr. 5005 Signalblau, Nr.

6032 Signalgrün), die Verwendung sämtlicher RAL-Leucht- und/oder RAL-Perlfarben sowie stark kontras-

tierender Farbkombinationen, reflektierende und/oder spiegelnde Fassadenmaterialien sind unzulässig.

Das Anbringen von Anlagen zur Gewinnung regenerativer Energien an den hierfür geeigneten Fassaden-

seiten (Süden, Südwesten, Südosten) ist zulässig. Davon ausgehende und die Nachbarschaft beeinträch-

tigende Reflektionen und/oder Spiegelungen sind unzulässig und durch geeignete technische Hilfsmittel

(Beschichtungen, entspiegelnde Folien o. ä.) zu vermeiden.

2.8 Höhe der baulichen Anlagen

Die max. zulässige Firsthöhe (FH) für Wohngebäude wird in den mit "WA 1", "WA 4", "WA 5" und "WA 6"

gekennzeichneten Bereiche jeweils mit 9,00 m (Höhenbezugspunkt: OK RFB EG), in den mit "WA 2" und

"WA 3" gekennzeichneten Bereichen mit 10,00 m (Höhenbezugspunkt: OK RFB EG) und in den mit "MI 1"

und "MI 2" gekennzeichneten Bereichen mit max. 12,50 m (Höhenbezugspunkt: OK RFB EG) festgesetzt.

2.9 Abstandsflächen

Es gilt Art. 6 BayBO.

3. Grünordnerische Festsetzungen

Die Verwendung nicht heimischer Koniferen (z. B. wie Thuja, Zypressen o. ä.) u. a. zur Herstellung von

Reihenpflanzungen (Heckenpflanzungen) o. ä. ist unzulässig. Für die Ausführung von Gehölzpflanzungen

sind die in den Artenlisten 1 bis 3 (s. Begründung Teil A., Kap. 15) aufgeführten Arten zu verwenden. Da-

rüber hinaus dürfen auch weitere, nicht den in Artenlisten 1 - 3 genannte Ziersträucher verwendet werden,

jedoch keine Koniferen.

4. Artenschutzrechtliche Festsetzungen

4.1 Maßnahmen zur Vermeidung und zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität

a. Schutz angrenzender bzw. im Geltungsbereich liegender, ökologisch bedeutsamer Bestände: Weder

die Flächen des in der Planzeichnung auf der Fl.-Nr. 699 (Gmkg. Wachenroth) zum Erhalt fest-

gesetzten Gehölzbestand noch der Bereich im direkten Umfeld des im östlichen, öffentlichen Grün-

streifen zum Erhalt festgesetzten, freistehenden Einzelbaumes dürfen für Maßnahmen der Bau-

stelleneinrichtung und/oder für Materiallagerungen o. ä. genutzt werden bzw. dürfen nicht durch Auf-

und/oder Abgrabungen beeinträchtigt werden. Mittels geeigneter, ortsfester Absperrmaßnahmen (z.

B. nicht verrückbare Bauzaunabsperrungen, Höhe mind. 2,0 m) ist ihr Schutz durch jeden daran an-
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Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (öffentliche Parkplätze), § 9 Abs. 1

Nr. 11 BauGB

Anpflanzen von Bäumen (unverbindlicher Standortvorschlag; zu pflanzende Anzahl

ergibt sich aus den Festsetzungen)

grenzenden künftigen Grundstückseigentümer zu gewährleisten. Die Absperrungen sind außerhalb

der Traufbereiche auszuführen. Zur Vermeidung von Wurzeldruck dürfen diese Flächen nicht mit

Baufahrzeugen überrollt werden.

b. Die Errichtung von Baustraßen sowie von Flächen für die Baustelleneinrichtung (Materiallager usw.)

ist generell nur innerhalb des Geltungsbereiches zulässig.

c. Für die Beleuchtung der öffentlichen Straßenverkehrsflächen dürfen ausschließlich kalt- oder

warmweiß leuchtende LED-Lampen verwendet werden.

d. Zum Schutz potenzieller Bodenbrütervorkommen (insbesondere der Feldlerche) muss die Baufeldfrei-

machung/-räumung im Bereich landwirtschaftlicher Nutzflächen (Acker/Grünland) außerhalb der Brut-

zeit, demnach in der Zeit zwischen Mitte September bis Ende Februar durchgeführt werden. Arbeiten

zur Baufeldfreimachung/-räumung außerhalb dieses Baufensters sind zulässig, wenn durch eine hier-

für qualifizierte Person in Abstimmung mit der UNB am LRA Erlangen-Höchstadt mittels Bestandsbe-

gehung nachgewiesen ist, dass keine Bodenbrüter vorhanden sind.

IV. TEXTLICHE HINWEISE

1. Allgemeine Hinweise

Die Ausführungen in der Begründung (Teil A.) zu den Belangen der Kultur-, Boden- und Baudenk-

malpflege (s. Kap. 11.2), der Geologie und des Baugrundes (s. Kap. 11.4), zum Thema Altlasten (s. Kap.

11.3), der Geothermie (s. Kap. 11.5), des Oberflächen- und Grundwassers (s. Kap. 11.6) sowie zu den

sonstigen Schutzgütern (Kap. 11.7) sind zu beachten, ebenso die Ausführungen in Teil A., Kapitel 12.6.2

(Niederschlagswasser, Versickerung, Rückhaltung), Kapitel 12.9 (Sonstige Planzeichen und Festsetzung-

en), Kapitel 13.4 ("Flächen für Aufschüttungen, Abgrabungen"), Kapitel 13.7 ("Nicht überbaute Flächen"),

Kapitel 13.11 (Anlagen zur Gewinnung regenerativer Energie), Kapitel 13.12 (Klimaschutz) sowie in Kapitel

15 ("Gestalterische Ziele der Grünordnung mit Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen").

2. Immissionsschutz

Auf die diesbezüglichen Ausführungen  in der Begründung (Teil A., Kap. 12.10) wird hingewiesen. Die dort

gemachten Angaben zu den Aspekten Verkehrslärm, Parkplatz-/Anwohnerlärm und zu landwirtschaftlichen

Emissionen sind zu berücksichtigen, ebenso die Hinweise zu den haustechnischen Anlagen. Weiterhin ist

die beiliegende schalltechnische Untersuchung (Stand: 21.07.2016) zentraler Bestandteil der vorliegenden

Planung und zwingend zu beachten. Für den Betrieb „haustechnischer Anlagen“ am maßgeblichen Im-

missionsort (0,50 m vor dem geöffneten Fenster eines schutzbedürftigen Raumes) innerhalb der "WA" -

Flä-chen die Einhaltung eines Teilbeurteilungspegels i. S.d. Nr. 3.2.1 Abs. 2 der TA-Lärm tags von max.

49 dB(A) und nachts von 34 dB(A) und in den "MI" - Flächen ein Teilbeurteilungspegel tags von max.

54 dB(A) und nachts von 39 dB(A) dringend empfohlen. Der Nachweis über die Einhaltung der vorgenann-

ten Werte obliegt dem jeweiligen Betreiber. Im Bedarfsfall kann der Markt im Rahmen der Bauvorlage hier-

zu einen Nachweis verlangen.

3. Verkehrsflächen

Die Aufteilung der im Plan durch die Straßenbegrenzungslinie definierten öffentl. Straßenverkehrsflächen

und öffentl. Verkehrsflächen besond. Zweckbestimmung ist nur nachrichtlich dargestellt und bleibt der spä-

teren Fachplanung vorbehalten. Die zur Herstellung der Verkehrsflächen ggf. notwendigen Böschungen

und/oder Randeinfassungen mit Betonrückenstützen o. ä. sind in der Planzeichnung nicht dargestellt.

4. Pflanzungen an Grundstücksgrenzen

Die Zulässigkeit von Pflanzungen entlang von Grundstücksgrenzen regelt sich nach Art. 47 und 48 des

Ausführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch. Ergänzend sind die Informationen in der Broschüre

des Bayerischen Justizministeriums mit dem Titel "Rund um die Gartengrenze" zu beachten.

5. Gesetze, Richtlinie, Verordnungen, DIN-Normen

Die in den textlichen Festsetzungen, den textlichen Hinweisen, der Begründung und im Umweltbericht in

Bezug genommenen DIN-Vorschriften können im Rathaus des Marktes Wachenroth (Hauptstraße 23,

96193 Wachenroth, Bauamt, 1. Stock, Zimmer Nr. 8) nach Voranmeldung während der üblichen Dienst-

zeiten kostenfrei eingesehen werden. Die im Rahmen der Planung zitierten bzw. dieser zugrunde gelegten

Gesetze, Richtlinien, Verordnungen usw. stehen im Internet bzw. in öffentlichen Bibliotheken für

Jedermann zur Einsicht frei zur Verfügung.

V. ZEICHNERISCHE HINWEISE

Abwasserdruckleitung PE 100 (Bestand) von Unteralbach kommend wird im darge-

stellten Umfang aufgelassen
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Geplante Grundstücksgrenzen (unverbindlicher Vorschlag

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwickl-

ung von Natur und Landschaft, § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB (externe Ausgleichsflä-

chen)

Anpflanzen von Sträuchern/Feldgehölzhecken (unverbindlicher Standortvorschlag)

Sichtdreieck, Anfahrsicht V=30 km/h, § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB

ED

ED

ED

ED

ED

Bauweise

Nur Einzel- und Doppelhäuser (ED) zulässig, § 22 Abs. 2 BauNVO

ED

Offene Bauweise (o), § 22 Abs. 2 BauNVO
o

E

5. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und

Abwasserbeseitigung sowie für Ablagerungen

Flächen für Versorgungsanlagen (Zweckbestimmung Elektrizität) , § 9 Abs. 1 Nr. 12

und 14 BauGB

Firstrichtung, Gebäudeausrichtung (unverbindlicher Vorschlag)

Externe Ausgleichsfläche, Fl.-Nr. 114 (Gmkg. Weingartsgreuth), M 1 : 2.000

Wald

Waldmantel, naturnah

Lockerer Baum-/Strauchhecke, naturnah

(Erhaltung; kein Flächenansatz als K-Fläche)

Gehölzbegleitender Altgrassaum

Extensivgrünland, mesophil


